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Ministerium des Innern NRW, 40190 Düsseldorf 

Präsidenten des Landtags 
Nordrhein-Westfalen 
Herrn Andre Kuper MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

für die Mitglieder 
des Innenausschusses 

Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

LANDTAG 
NORDRHEIN-WESTFALEN 

. WAHLPERIODE 

Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 
Antrag der Fraktion der AfD vom 16.10.2025 

,,Wer wird wie vom Verfassungsschutz in NRW beobachtet?" 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

zur Information der Mitglieder des Innenausschusses des Landtags über­

sende ich den schriftlichen Bericht zum TOP "Wer wird wie vom Verfas­

sungsschutz in NRW beobachtet?". 

Mit freundlichen Grüßen 

( 
Herbert Reul, MdL 

IJ 
2 7-. Oktober 2025 
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Ministerium des Innern 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Der Minister 

Schriftlicher Bericht 

des Ministers des Innern 

für die Sitzung des Innenausschusses am 30.10.2025 

zu dem Tagesordnungspunkt 

,,Wer wird wie vom Verfassungsschutz in NRW beobachtet? 

Antrag der Fraktion der AfD vom 16.10.2025 

Die Aufgaben und Befugnisse des nordrheinwestfälischen Verfassungs­
schutzes sind gesetzlich festgelegt. Er beobachtet gemäß § 3 Absatz 1 
Verfassungsschutzgesetz Nordrhein-Westfalen Bestrebungen, die sich 
gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung, den Bestand oder 
die Sicherheit des Bundes oder eines Landes richten oder durch Anwen­
dung von Gewalt auswärtige Belange der Bundesrepublik Deutschland 
gefährden, soweit tatsächliche Anhaltspunkte für den Verdacht solcher 
Bestrebungen vorliegen. 

Ein Ermessensspielraum, verfassungsfeindliche Bestrebungen zu be­
obachten, besteht nicht. 

Öffentliche Auskunft über die Beobachtung von Organisationszusam­
menhängen durch die Verfassungsschutzbehörde geben die jährlichen 
Verfassungsschutzberichte sowie die diese ergänzenden Lagebilder und 
weitere Publikationen des nordrheinwestfälischen Verfassungsschutzes. 
Den Publikationen kann auch der jeweilige Verdachtsgrad, Verdachtsfall 
oder gesicherte extremistische Bestrebung, der dort benannten Organi­
sationszusammenhänge entnommen werden. 

Der öffentlichen Berichterstattung des Verfassungsschutzes über von ihm 
beobachtete Organisationen und Strukturen geht eine Entscheidung zur 
Art und Weise der Information der Öffentlichkeit voraus. Eine Berichter­
stattung ist erst dann zulässig, wenn hinreichend gewichtige tatsächliche 
Anhaltspunkte für den Verdacht verfassungsfeindlicher Bestrebungen o­
der Tätigkeiten bestehen, ein öffentliches Interesse an der Bekanntgabe 
besteht und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit gewahrt ist. Zudem 
darf eine öffentliche Berichterstattung keinen Aufschluss über die Arbeits­
weise des nordrhein-westfälischen Verfassungsschutzes geben. 

Weitergehende Auskünfte können daher hier nicht erteilt werden. 
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